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5.1 Beschlussvorschlag: 
 
Der Gleichstellungsausschuss nimmt die Ausführungen zur Kenntnis und wird um 
Diskussion gebeten. 
 
5.2 Begründung: 
 
Mit Urteil vom 10. Oktober 2017 hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) entschieden, 
dass es eine dritte Option/ein drittes Geschlecht im Personenstandsregister geben muss. 
Das Urteil ist dem Vorbericht als Anlage 1 beigefügt. 
 
Derzeit erarbeitet die Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur Änderung des Personen-
standsgesetzes, um die Vorgaben umzusetzen.  
 
Aus der Mitgliedschaft (u. a. aus der Stadt Gütersloh) wurde an die Geschäftsstelle herange-
tragen, dass bei Stellenausschreibungen auch das dritte Geschlecht hinreichend berücksich-
tigt werden muss, allerdings nicht klar sei, wie dies diskriminierungsfrei zu erfolgen habe. 
Dabei hat der VKA (Verband kommunaler Arbeitgeber) vorgeschlagen, in Stellenausschrei-
bungen die Formulierung „(m/w/d) bzw. (m/w/i)“ anzugeben. Die Ausführungen des VKA 
sind unter Anwendungshinweise Geschlechtsneutrale Stellenausschreibung abrufbar. 
 
Allerdings ist bei einigen Kommunen/Gleichstellungsbeauftragten auf Unmut gestoßen, 
dass nun oftmals eine Formulierung wie „Sachbearbeiter (m/w/d)“ in Stellenausschreibun-
gen vorgenommen wird. Es wird also ausschließlich auf die maskuline Form abgestellt. So 
sei dies ein Rückschritt zu den bestehenden Vorgaben, etwa über das Landesgleichstel-
lungsgesetz (LGG), wonach Frauen und Männer bei Stellenausschreibungen beide ange-
sprochen werden müssen, Frauen insbesondere dann, wenn sie in dem Berufszweig unter-
repräsentiert sind. 
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https://www.kav-nw.de/kavnwGips/KAV-NW/kav-nw.de/Mitgliederinfo/Newsletter/NL-48-18-Geschlechtsneutrale-Stellenausschreibung-unter-Einbeziehung-des-dritten-Geschlechts/NL-48-18-Geschlechtsneutrale-Stellenausschreibung-unter-Einbeziehung.pdf
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Zu den Auswirkungen des Urteils des BVerfG auf das Arbeitsrecht, insb. den Bereich der 
Stellenausschreibungen, ist ein Fachartikel (Peter Körling, Das dritte Geschlecht und die 
diskriminierungsfreie Einstellung, NZA 2018, 282 ff.) als Anlage 2 beigefügt. 
 
Frau Trame wird dazu einige Ausführungen machen. Anschließend ist der Ausschuss zur 
Diskussion eingeladen. 
 
 
 


